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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die TeilnehmerInnen. Einleitend stellt der Vorsitzende den Entwicklungsprozess bis zum vorliegenden Entwurf für ein Behindertengleichstellungsgesetz dar. Im Rahmen der Vorbegutachtung wurden zahlreiche Stellungnahmen von Seiten der Länder, Behindertenorganisationen, der Sozialpartner und Ressorts mit teilweise sehr unterschiedlichen Positionierungen vorgelegt. Aufgrund der komplexen Materie wurde seitens des BMSG die Vorgangsweise gewählt, den verschiedenen Interessensvertretungen die Gelegenheit zur Diskussion zu geben. Weitere Gesprächsrunden werden mit den Sozialpartnern und den Ressorts noch im Mai stattfinden.

Rubisch und Hofer erläutern die Grundlagen des Entwurfes.

Stellungnahmen der Bundesländer

Die grundsätzlichen Position der Länder besteht darin, dass der vorliegende Entwurf einen Eingriff in die legislativen Kompetenzen der Länder darstellt, der jedenfalls abgelehnt wird. Dazu verweist Teissl auf die gemeinsame Länderstellungnahme vom 1. Juli 2003.

Außer Zweifel steht, dass die Länder sich zur Notwendigkeit bekennen, den Artikel 7 B-VG zur Gleichbehandlung von behinderten und nichtbehinderten Menschen umzusetzen. (Beispiel: Beseitigung behindertenbenachteiligender Inhalte/Formulierungen in Landesrechtsvorschriften in Vorarlberg, Salzburg).

Darüber hinausgehende Anmerkungen zum Entwurf:

· Eine Schlichtungsstelle des Bundes kann nicht über Landesgesetze befinden (Vorarlberg).

· Der vorliegende Entwurf würde eine Angelegenheit für die Auslösung des Konsultationsmechanismus darstellen (Salzburg). 

· Der Entwurf beinhalte strafrechtliche Elemente.

· Schadenersatzpflicht trotz Einhaltung gesetzlicher Vorschriften (Frage des Vertrauensschutzes bzw. der Rechtswidrigkeit)

· Ausmaß des Schadenersatzes überdenken (Salzburg)

· Eine Kostenschätzung fehlt.

· Die Umsetzung des Inhaltes der EU-Richtlinie wird mit dem Entwurf überschritten (Salzburg).

· Die Überprüfung von Landesgesetzen hat durch den Verfassungsgerichtshof, nicht durch die Schlichtungsstelle zu erfolgen (NÖ).

· Problematik von baulichen Maßnahmen in denkmalgeschützten Gebäuden (Stadt Graz)

· Barrierefreiheit im Hinblick auf Informationstechnologien (Sehbehinderte) verursache insb. für kleinere Gemeinden hohe Kosten (Gemeindebund)

· Einheitliche Begriffsdefinitionen könnten Zustimmung finden. 

Aus Sicht der Länder wird vorgeschlagen, in Form einer Art. 15 a B-VG Vereinbarung eine gemeinsame Lösung zu finden. Als positives Beispiel für diese Vorgangsweise wird die Art. 15 a B-VG Vereinbarung betreffend die Pflegevorsorge herangezogen.

Stellungnahmen der Behindertenorganisationen

Von den VertreterInnen der ÖAR und des Forums Gleichstellung wird Verständnis für die verfassungsrechtlichen Bedenken der Länder entgegengebracht. Aus ihrer Sicht stellt der Entwurf keinen unmittelbaren Eingriff in Länderkompetenzen dar. Es kann jedoch sehr wohl bei Anwendung der im Gesetz vorgesehenen Instrumentarien zu einem indirekten politischen Druck im Hinblick auf eine Gesetzesänderung im Bereich der Länder kommen.

Das Bestehen von 9 Landesgesetzen und einem Bundesgesetz oder eine rechtliche Regelung auf Grundlage einer Art. 15 a B-VG Vereinbarung wird nicht als zielführend erachtet

VertreterInnen der Behindertenorganisationen streben primär einen einvernehmlichen Weg der Konfliktlösung mit Hilfe der Mediation an. Es ist nicht das Ziel, eine Klagsflut herbeizuführen. Vordringliches Anliegen ist die Antidiskriminierung. Schadenersatz soll dabei nicht im Vordergrund stehen.

Bei der Beseitigung von Diskriminierungen wird der Zumutbarkeit und Verhältnismäßigkeit der Belastungen, die bei der Beseitigung der die Benachteiligung begründenden Bedingungen entstehen können, ein besonderer Stellenwert beigemessen. 

Die ÖAR begrüßt den vorliegenden Entwurf in seinen Grundsätzen. Voget erläutert zwei mögliche Wege: 

· jedes österreichische Gesetz zu durchforsten im Hinblick auf Diskriminierungen mit der Frage, worin im jeweiligen Gesetz Handlungsbedarf besteht

· den Betroffenen ein rechtliches Instrumentarium zur Hand zu geben, sich vor Diskriminierung schützen bzw. zur Wehr setzen zu können.

Voget spricht sich für die zweite Variante aus.

Die Grundintention des Entwurfs wird vom Forum Gleichstellung begrüßt.

Weitere Beiträge aus der Sicht der Behindertenorganisationen:

· Teilhabe im Bereich der Schule (Recht auf Bildung); Eltern, gleichgültig in welchem Bundesland sie leben, sollen die selben Rechte besitzen (Forum Gleichstellung).

· Barrieren bestehen nicht nur im baulichen Bereich, sondern äußeren sich in Form der Einstellung der Menschen.

Abschließendes Resümee des Vorsitzenden

Der Vorsitzende resümiert, dass es nicht zielführend sein kann, 9 Landesgesetze und 1 Bundesgesetz mit jeweils unterschiedlichen Inhalten zu erlassen.

Es sollten jedenfalls einheitliche Definitionen sowie idente Grundbegriffe (z.B. Definition von Behinderung, Diskriminierung) angestrebt werden. 

Er erinnert daran, dass der Nationalrat die Bundesregierung einstimmig ersucht hat, ein umfassendes Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz vorzulegen.

Zu einer möglichen Art 15 a B-VG Vereinbarung weist Gruber auf die lange Dauer zur Erzielung einer Einigung gerade am Beispiel der Pflegevorsorge hin.

Grundsätzlich ist jedoch auch eine Art 15 a B-VG Vereinbarung in die Überlegungen mit einzubeziehen.
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